
 

Versichererverband fordert Fonds für Pandemiefolgen 
Können privatwirtschaftliche Unternehmen die massiven Folgen einer Pandemie wie der 
derzeitigen versichern, ohne ihre Existenz aufs Spiel zu setzen? Diese Frage verneint der 
Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft (GDV). Dessen Geschäftsführer Jörg 
Asmussen betont, dass der Risikoausgleich im Kollektiv – Grundidee einer Risikoversicherung 
– bei einer Pandemie nicht mehr funktioniere, da nahezu alle Versicherten betroffen seien.  
 
Weil die Versicherer dieses Risiko nicht allein schultern können, hat der GDV nun einen 
Vorschlag für einen öffentlich-privaten Katastrophenfonds vorgelegt, mit dem die 
wirtschaftlichen Schäden durch eine Pandemie wie Covid-19 abgefedert werden sollen. Er soll 
als rechtlich eigenständige Gesellschaft Kapital einsammeln und im Pandemiefall verteilen, 
was laut Asmussen „staatliche Ad-hoc-Hilfen teilweise ersetzen könnte“. Die Finanzierung soll 
entweder über Pflichtbeiträge der Unternehmen erfolgen, die dann im Fall der Fälle 
Pauschalen erhalten würden, oder über eine freiwillige Mitgliedschaft, deren Umfang von 
jedem Unternehmen gewählt werden könnte. Im Raum steht eine Summe zumindest „in 
niedriger zweistelliger Milliardenhöhe“. 
 
Wirecard-Skandal: Rückschlag für deutsche Aktienkultur 
Der Bezahldienstleister Wirecard galt vor nicht langer Zeit noch als große Hoffnung unter den 
deutschen Aktiengesellschaften – spätestens seit er im September 2018 in den DAX 
aufgenommen worden war. Damals stand die Aktie bei 182 Euro. Der Konzern wurde als 
Beleg dafür gesehen, dass Deutschland nicht nur „Old Economy“ kann, sondern auch im 
digitalen Bereich einiges zu bieten hat. Zwischenzeitlich war Wirecard fast so wertvoll wie die 
Deutsche Bank.  
 
Kürzlich aber sank der Aktienkurs zunächst auf rund 15 Euro, nachdem sich herausgestellt 
hatte, dass 1,9 Milliarden Euro gar nicht wie ausgewiesen auf asiatischen Konten zu finden 
waren. Dann folgte am 23. Juni der Knall: Als erster DAX-Konzern musste Wirecard Insolvenz 
anmelden. Von Vorwürfen der Geldwäsche und des Bilanzbetrugs ist die Rede. Die 
Aufsichtsbehörden und Wirtschaftsprüfer geben bei dem Skandal kein gutes Bild ab. 
 
Größer noch als die finanziellen Einbußen dürfte der psychologische Schaden sein. Zuletzt 
hatten sich die deutschen Anleger noch vorsichtig offener gegenüber einem Engagement an 
den Kapitalmärkten gezeigt. Die Lust darauf wird durch den Wirecard-Skandal einen Dämpfer 
erhalten, der am Ende möglicherweise mehr Geld kostet, als nun verpufft ist. Denn die 
hierzulande sehr ausgeprägte Vorliebe für Anlageformen ohne Verlustrisiko sorgt alljährlich 
für zig Milliarden Euro an entgangenen Gewinnen. 
 
Deutlich weniger Verkehrsunfälle, aber kaum weniger Todesopfer 
Einzelne Kfz-Versicherer hatten den Trend bereits bestätigt: Die Zahl der Verkehrsunfälle ist 
bedingt durch den Corona-Lockdown erheblich zurückgegangen. Diesen logischen Effekt des 
forcierten Zu-Hause-Bleibens hat das Statistische Bundesamt nun konkret beziffert: Im April 
sank die Gesamtunfallzahl um rund 35 Prozent gegenüber dem Vorjahresmonat auf rund 
144.500, den niedrigsten Wert seit der Wiedervereinigung. Ähnlich stark ging auch die Zahl 
der Verletzten zurück, nämlich um circa 33 Prozent auf etwa 21.000.  



 

 
Bei den registrierten Unfällen kamen allerdings kaum weniger Menschen zu Tode als im 
Vorjahr, nämlich 236, was einem Minus von 3 Prozent gegenüber April 2019 entspricht. Über 
die Gründe kann man nur spekulieren.  
 
Bremen verzeichnete bei den Unfällen mit Personenschaden mit –23,7 Prozent den stärksten 
Rückgang, gefolgt von Mecklenburg-Vorpommern (–22,5) sowie Brandenburg und Bayern 
(beide –22,3). In Rheinland-Pfalz sank die Zahl dieser Unfälle hingegen mit –13,6 Prozent am 
wenigsten unter den Bundesländern.  
 
Dividenden könnten um ein Drittel sinken 
In früheren Zeiten wäre diese Nachricht ein Schock für die Anleger gewesen, doch für 
Pandemie-gestählte Ohren klingt sie nach all den jüngeren Hiobsbotschaften fast moderat: 
Laut einer Studie einer großen Vermögensverwaltungsgesellschaft müssen sich Aktionäre 
weltweit auf deutlich schmalere Dividendenzahlungen einstellen; um durchschnittlich 35 
Prozent könnten die Unternehmen ihre Zahlungen an die Shareholder abschmelzen – je nach 
Branche und Region. Im Lichte der ersten Pleite eines DAX-Konzerns (Wirecard) erscheint 
eine kleinere Beteiligung an Unternehmensgewinnen sicherlich als verkraftbares Übel. Zumal 
es sich um das Worst-Case-Szenario handelt, im Best Case würde der Dividendenrückgang 
lediglich 15 Prozent betragen.  
 
Deutsche Aktiengesellschaften stehen gemäß der Studie vergleichsweise gut da, wenn sie 
nicht aus einer der besonders von Corona betroffenen Branchen wie Luft- und Raumfahrt, 
Ölindustrie und Bergbau, Banken oder Bauwirtschaft stammen. Allerdings bleibt abzuwarten, 
wie sich das Pandemiegeschehen entwickelt – hierzulande wie in den wichtigen 
Abnehmerländern für deutsche Produkte.  
 
Schadenshöhe durch Cyber-Angriffe sprunghaft gestiegen 
Die Arbeit im Homeoffice ist in vielen Branchen zwangsläufig zum neuen Standard geworden 
– und wird es auch nach Corona in weiten Teilen bleiben. Damit sind zahlreiche Unternehmen 
und Selbstständige, aber auch Privatpersonen einem erhöhten Risiko durch Cyber-Angriffe 
ausgesetzt, denn die IT-Sicherheit ist am heimischen Arbeitsplatz in der Regel geringer als im 
Büro.  
 
Das kann teuer werden: Laut einer jährlich durchgeführten Studie verbuchten deutsche 
Unternehmen zuletzt pro erfolgreiche Attacke einen Schaden von durchschnittlich 72.000 
Euro. Das entspricht fast einer Versechsfachung gegenüber dem Vorjahreswert. Insgesamt 
363 Millionen Euro fielen so binnen Jahresfrist bei 389 betroffenen deutschen Unternehmen 
an Schadenskosten an. An den explodierten Durchschnitts-Schadenssummen dürfte die bis 
zum Corona-Ausbruch gestiegene IT-Sicherheit ihren Anteil haben: Nur noch rund 41 Prozent 
der Angriffe waren erfolgreich (2019: 61 Prozent), ihre Qualität und ihr Schadenspotenzial 
dürften daher im Schnitt ebenfalls gewachsen sein.  
 



 

Schutz vor diesem Risiko bieten Cyber-Versicherungen. Bisher hat aber nur rund jedes zehnte 
deutsche Unternehmen umfassenden Versicherungsschutz abgeschlossen. Die Tarife 
beinhalten in der Regel auch gründliche Präventionsmaßnahmen. 
 
Stimmung bei offenen Immobilienfonds trübt sich ein 
Bisher sind die offenen Immobilienfonds noch relativ ungeschoren durch die Corona-Krise 
gekommen. Eine neue Umfrage des Ratinghauses Scope zeigt allerdings eine Eintrübung der 
Zukunftsaussichten, wenn auch nicht gravierend. Immerhin schätzen noch zwei Drittel der 24 
befragten Fondsanbieter ihre Lage als „gut“ ein. Als „sehr gut“ bewertet jedoch kein einziges 
Unternehmen mehr die Situation, im Vorjahr waren es 40 Prozent (weitere 40 Prozent: „gut“).  
 
Das Gros der Fondsmanager rechnet mit sinkenden Erträgen, meist zwischen 2,0 und 2,5 
Prozent, während die Scope-Analysten eher 1,5 bis 2,0 Prozent für realistisch halten. Im 
vergangenen Jahr warfen die Fonds im Schnitt 3,1 Prozent Rendite ab. Gingen damals noch 
drei von fünf befragten Anbietern von steigenden Netto-Mittelzuflüssen aus, so sind es nun 
nur noch 17 Prozent.  
 
Problematisch werden für die Fonds vor allem Büro- und Handelsimmobilien. Deren Mieter 
sind teilweise stark von den Folgen der Corona-Pandemie betroffen und fordern daher 
vielerorts Mietnachlässe. Auch deshalb fokussieren sich die Fondsmanager vermehrt auf 
Wohnimmobilien, die weit weniger konjunkturabhängig sind.  
 
Steigen die Versicherungsbeiträge durch die Corona-Folgen? 
Auch die Versicherer haben unter den Folgen der Corona-Pandemie zu leiden: wegen 
erhöhter Schadensaufkommen bei der Betriebsschließungs-, der Veranstaltungsausfall- und 
der Rechtsschutzversicherung, aber ebenso wegen zahlreicher Vertragskündigungen seitens 
Kunden, die aufgrund von Liquiditätsengpässen ihre Beiträge etwa für die Altersvorsorge 
nicht mehr bezahlen können. Auf über 200 Milliarden US-Dollar taxiert der Londoner 
Versicherungsmarkt Lloyd’s die weltweiten Verluste für Versicherer. Hinzu kommt ein stark 
eingebrochenes Neugeschäft, woran auch die aktuelle Mehrwertsteuerabsenkung wenig 
ändern dürfte.   
 
Als Konsequenz daraus rechnen Branchenexperten mittelfristig mit steigenden 
Prämienhöhen. Zudem wird allgemein davon ausgegangen, dass Pandemie-bedingte 
Schäden demnächst in praktisch allen Versicherungsbedingungen ausgeklammert werden – 
zu unbeherrschbar ist das Risiko, wie sich gezeigt hat. Die Versicherungswirtschaft schlägt als 
Alternative, wie an dieser Stelle bereits berichtet, einen privat-öffentlichen Pandemiefonds 
vor.  
 
Nur jeder 2. Deutsche fühlt sich für den Ruhestand gerüstet 
Lediglich 50,2 Prozent der Bundesbürger gehen davon aus, im Ruhestand über genügend 
finanzielle Mittel zu verfügen. Zugleich wollen aber nur 15 Prozent ihre private Altersvorsorge 
ausbauen. Dies ergab eine Civey-Umfrage unter 5.000 Personen.  
 



 

Besonders pessimistisch blicken Arbeiter (67 Prozent) und Befragte mit Kindern (59) in die 
Zukunft, aber auch Frauen (56) machen sich deutlich mehr Sorgen als Männer (43). Zudem 
haben unter 30-Jährige wenig Vertrauen in ihre Absicherung im Ruhestand (60 Prozent). 
Dennoch möchte nur jeder Dritte aus dieser Altersgruppe privat vorsorgen.  
 
Mit ihrer Prognose liegen die meisten Befragten vermutlich nicht daneben: Da rechnerisch 
immer mehr Rentner auf einen Beitragszahler kommen, schmilzt die gesetzliche Rente dahin 
und reicht immer weniger zum Leben. Unverständlich ist es jedoch, das erkannte Problem 
„aussitzen“ zu wollen. Mit einer privaten Altersvorsorge lässt sich die Rentenlücke wirksam 
füllen – und besonders bei einem frühzeitigen Einstieg sind dazu gar keine hohen 
monatlichen Beträge nötig. Eine individuelle Beratung dazu liefert der Makler Ihres 
Vertrauens.  
 


